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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Die Vernehmlassung zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes (DSG) und zur
Änderung weiterer Erlasse zum Datenschutz umfasste neben diesem Hauptentwurf
auch einen Entwurf für einen Bundesbeschluss betreffend die Genehmigung und
Umsetzung des Notenaustausches zwischen der Schweiz und der EU zur Übernahme
der Richtlinie (EU) 2016/680 sowie einen Entwurf für die Revision des Übereinkommens
SEV 108 des Europarates zum Schutz des Menschen bei der automatischen
Verarbeitung personenbezogener Daten. Im Zentrum des Gesetzgebungsprojektes
stehen die Verbesserung der Transparenz von Datenbearbeitungen, die Förderung der
Selbstregulierung bei den Verantwortlichen in Form von Empfehlungen der guten Praxis
sowie die Stärkung der Position und Unabhängigkeit des EDÖB. Im Einklang mit den
europäischen Datenschutzbestimmungen soll darüber hinaus der Schutz von Daten
juristischer Personen aufgehoben werden, um insbesondere den Datenaustausch mit
dem Ausland zu erleichtern. Einige Anforderungen der EU-Richtlinie 2016/680
erfordern ausserdem Anpassungen im Strafgesetzbuch, in der Strafprozessordnung, im
Rechtshilfegesetz und im Schengen-Informationsaustauschgesetz.
Unter den insgesamt 222 Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmern befanden
sich alle Kantone, acht politische Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, GP, SP, SVP, PP), drei
eidgenössische Gerichte (Bundesgericht, Bundespatentgericht,
Bundesverwaltungsgericht) sowie zahlreiche weitere Organisationen aus den
betroffenen Kreisen. Während die Übernahme der EU-Richtlinie 2016/680 sowie der
Anforderungen im SEV 108 unumstritten waren, wurde die Revision des DSG und
weiterer Erlasse zum Datenschutz von der Mehrheit der Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser im Grundsatz ebenfalls begrüsst. Vielerseits gelobt wurde beispielsweise
das Vorhaben, das schweizerische Datenschutzrecht so weit an die europäischen
Vorgaben anzupassen, dass die Schweiz von der EU weiterhin als Drittstaat mit
angemessenem Datenschutzniveau anerkannt wird. Vorbehalte bestanden jedoch
gegenüber dem – insbesondere für KMU – grossen Verwaltungsaufwand sowie
gegenüber dem «Swiss Finish»: Rund die Hälfte der Teilnehmenden bemängelte, dass
der Entwurf unnötigerweise über die europäischen Anforderungen hinaus gehe.
Demgegenüber ging er rund einem Fünftel der Teilnehmenden – hauptsächlich aus
Konsumentenschutzkreisen – zu wenig weit. Auf harsche Kritik von verschiedensten
Seiten stiess das vorgesehene Sanktionensystem. Laut Bericht wünschten sich «sehr
viele Teilnehmer» dessen «vollständige Überarbeitung», darunter BDP, CVP, FDP, GP
und SP, 18 Kantone sowie Economiesuisse, der Verein Unternehmens-Datenschutz, die
FRC, Privatim und die Stiftung für Konsumentenschutz. Hauptsächlich wurde kritisiert,
dass keine direkte Strafbarkeit für Unternehmen vorgesehen ist, sondern
strafrechtliche Sanktionen, die in erster Linie auf natürliche Personen ausgerichtet
sind. In diesem Zusammenhang herrschte die Befürchtung, es könnten einfache
Angestellte ohne Entscheidungs- und Vertretungsbefugnis verurteilt werden. Dies
wiederum erschwere es den Unternehmen, qualifiziertes und motiviertes Personal –
insbesondere Datenschutzverantwortliche – zu rekrutieren. Der häufigste
Änderungsvorschlag zielte daher auf ein Modell mit Verwaltungssanktionen anstatt
Strafverfahren, die direkt gegen die Unternehmen und nicht gegen Privatpersonen
verhängt werden könnten. Verwaltungssanktionen, so die Hoffnung, hätten eine
grössere Wirksamkeit als das bislang für die Strafbestimmungen im DSG nur selten
angewandte Strafverfahren. Weitere umstrittene Punkte waren auch die Höhe der
Bussen – welche einerseits als zu hoch und andererseits als zu niedrig kritisiert wurde –
sowie der Katalog der strafbaren Verhaltensweisen, welcher ebenfalls wahlweise als
unvollständig bzw. zu umfangreich bezeichnet wurde. Kritisiert wurden des Weiteren
auch die mangelhafte Regulierungsfolgeabschätzung und die fehlenden Ausführungen
zum Verhältnis zwischen dem Datenschutzrecht des Bundes und jenem auf kantonaler
Ebene. Hierzu äusserten auch die Kantone Glarus, Solothurn und Zürich Bedenken, dass
die Frist für die Anpassung des kantonalen Rechts zu kurz bemessen sei. Die SVP, die
Kantone Schwyz und Waadt sowie einige betroffene Kreise – darunter der AGVS, Auto
Schweiz, die FER, PharmaSuisse, Santésuisse sowie der VSV – lehnten den Vorentwurf in
der vorliegenden Form ausdrücklich ab, befanden sich damit jedoch klar in der
Minderheit aller Vernehmlassungsteilnehmenden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.08.2017
KARIN FRICK
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Wahlen

Wahlen

Les cantons du Valais, de Neuchâtel, de Vaud et de Soleure ont renouvelé leurs
autorités durant l'année 2017. Les Conseils d'Etat de Neuchâtel et de Vaud n'ont pas
connu de changement en terme de composition partisane. Alors que l’UDC a perdu un
siège à l'exécutif valaisan et le PLR a l'exécutif soleurois, les deux partis les ont
conservés lors des élections complémentaires organisées à Schaffhouse et en
Appenzell Rhodes-Extérieures. Lors de la Landsgemeinde d'Appenzell Rhodes-
Intérieures, le siège PDC a pu être maintenu. Les villes de St-Gall et de Winterthour ont
également appelé leurs citoyennes et citoyens en cours de législature. Une deuxième
femme a rejoint l'exécutif de la ville de St-Gall, l’exécutif a pris un virage à gauche et le
PDC n’y est plus représenté pour la première fois depuis cent ans. Dans la seconde ville,
les Verts ont assuré leur unique siège. 

Quant aux législatifs, le PLR a renforcé sa présence dans les cantons de Vaud (+11 sièges)
et de Neuchâtel (+8). Il devient le parti le plus fort (49 sièges) au Grand conseil vaudois,
détrônant ainsi le PS (37 sièges). Toutefois, la droite ne parvient pas à former une
majorité au parlement cantonal. Le PDC a perdu des sièges en Valais (-6 fauteuils), dans
les cantons de Soleure (-4) et de Vaud (-4). Les Vert’libéraux suivent la voie, avec la
perte d’un siège à Soleure et à Neuchâtel. Dans les cantons romands, les Verts assoient
leur présence. Alors que le PS s’est affaibli dans le canton de Vaud, il s’est renforcé à
Soleure. L'UDC enregistre une grande défaite à Neuchâtel, avec la perte de 11 sièges.

La part des femmes dans les législatifs cantonaux et communaux a légèrement
augmenté par rapport aux élections précédentes, avec 27.2% au niveau cantonal et
39.6% à l'échelon communal. C'est le canton de Neuchâtel, qui a vu croître largement
sa part de femmes au législatif cantonal avec 13 femmes supplémentaires en 2017. Deux
nouvelles femmes siègent à présent dans les exécutifs de Vaud et de Soleure. Le
présence d'une femme a pu être assurée lors de l'élection complémentaire du
gouvernement schaffhousois. Sur l'ensemble des cantons, le PS possède le plus de
représentantes dans les exécutifs, avec 13 femmes.

Durant l’année, la population neuchâteloise a accepté le projet de circonscription
unique pour l’élection du Grand conseil en 2021. Des fraudes électorales auraient eu
lieu en Valais, une enquête pénale a été ouverte afin de confirmer les soupçons. La
société civile s’est particulièrement impliquée lors de l’élection du gouvernement
valaisan, notamment avec le mouvement «Coupons-lui la voie» à l’encontre du ministre
sortant Oskar Freysinger (udc). 2

WAHLEN
DATUM: 01.01.2017
DIANE PORCELLANA

Wahlen in kantonale Parlamente

Die Gesamterneuerungswahlen in sieben Kantonalparlamente (BE, GL, JU, NW, OW,
VD, ZG) bestätigten gewisse Tendenzen, welche sich in den vorherigen Kantonalwahlen
angekündigt hatten. Die FDP erlitt weitere Verluste und büsste insgesamt elf Sitze ein.
Auch die CVP musste Federn lassen und verlor weitere neun Mandate. Im Gegensatz
dazu konnten die Sozialdemokraten einen kräftigen Mandatszuwachs verzeichnen,
nachdem sich schon im Vorjahr gesamthaft eine aufsteigende Tendenz, insbesondere in
der Westschweiz, abgezeichnet hatte.

Die Auto-Partei (AP) wurde in ihrer rasanten Fahrt auf Erfolgskurs gebremst: Einzig in
Bern konnte sie mit einem Mandat Einzug in ein Kantonalparlament halten. Auf
kommunaler Ebene konnte sie immerhin in Winterthur drei Sitze erobern, in Zürich
hingegen ging sie leer aus. Die Grüne Partei sowie grün-alternative Bewegungen
konnten weiterhin Sitze zulegen, so in der Waadt, in Nidwalden und in den Städten
Winterthur und Zürich. Die rechtsnationalistische Nationale Aktion (NA), welche sich in
Schweizer Demokraten (SD) umbenannt hat, erlitt grosse Verluste und ist nach dem
Ausscheiden in der Waadt nur noch in fünf Kantonen im Parlament vertreten. Der Anteil
der Frauen in den kantonalen und kommunalen Parlamenten stieg weiter an; von den
735 im Berichtsjahr in sieben Kantonen (ohne AR) gewählten Parlamentsmitgliedern
waren 105 weiblich (14,4%). Genf liegt weiterhin mit 32% an der Spitze, den Schluss
bildet Schwyz mit 4%; in den Stadtparlamenten hat inzwischen die Zürcher
Frauenvertretung mit einem Anteil von 32% diejenige von Lausanne (29%) überholt.

WAHLEN
DATUM: 01.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die Erneuerungswahlen des Grossen Rates im Kanton Waadt haben keine
Überraschungen gezeitigt. Hauptsächlich ging es um die Frage, wer die sechs Sitze der
Nationalen Aktion, welche nicht mehr kandidierte, erben würde. Am meisten konnten
die Grünen mit fünf Sitzgewinnen profitieren, womit sie auf 12 Mandate kamen. Der SP
gelang zwar eine Verbesserung des Wähleranteils, aber kein Mandatsgewinn; hingegen
konnte die PdA trotz weiterem Wählerschwund einen Sitz hinzugewinnen. Die
"Alternative socialiste verte" präsentierte im Gegensatz zu den Lausanner Stadtwahlen
im Jahre 1989 keine eigene Liste und verlor ihren einzigen Sitz. Im bürgerlichen Lager
ergaben sich bloss geringe Sitzverschiebungen: Einerseits gewannen die FDP ein und
die SVP zwei Mandate, andererseits verloren die Liberale Partei drei und die CVP einen
Sitz. Die schwache Stimmbeteiligung von 29,8% widerspiegelte das allgemeine
Desinteresse. Der Frauenanteil erhöhte sich auf 15,5%. 3

WAHLEN
DATUM: 04.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Gesamterneuerungswahlen für acht Kantonalparlamente (BE, GL, GR, JU, NW,
OW, VD, ZG) kam es nur zu leichten Sitzverschiebungen. Die FDP und die SVP konnten
mit fünf, respektive drei Sitzgewinnen ihren Aufwärtstrend insgesamt leicht fortsetzen,
wobei dieser in den verschiedenen Kantonen nicht einheitlich verlief. In Zug, wo die
SVP zum ersten Mal antrat, erreichte sie auf Anhieb Fraktionsstärke. Die CVP konnte
ihre Erosion bremsen und büsste gesamtschweizerisch - vor allem dank fünf
Sitzgewinnen in Ob- und Nidwalden - nur einen Sitz ein, wobei sie in Zug mit drei Sitzen
die meisten Mandate verlor. Die SP konnte im Kanton Waadt drei Sitze dazugewinnen,
büsste aber insgesamt vier Sitze ein. Gleich sechs Mandatsverluste und somit den
grössten Aderlass musste die Grüne Partei hinnehmen, wobei die Verluste im Kanton
Bern mit vier Sitzeinbussen am empfindlichsten waren. Dafür konnte im Kanton Bern
die Auto-Partei (neu Freiheits-Partei) fünf Sitze dazugewinnen. 

Sehr ausgeprägt bestätigte sich auch dieses Jahr der Zuwachs des Frauenanteils in den
Kantonalparlamenten. Während in Bern 16 Frauen neu ins Parlament einzogen, waren es
im Kanton Waadt und im Graubünden je 10, was im Graubünden einer Verdoppelung
des Frauenanteils gleichkommt. (Der Vergleich basiert auf den kantonalen Wahlen 1990.
Später ins Parlament nachrutschende bzw. zurücktretende Frauen wurden nicht
berücksichtigt.) Obwalden und Nidwalden konnten ihren Frauenanteil ebenfalls fast
verdoppeln. Lediglich im Kanton Jura blieb der Frauenanteil konstant. Insgesamt waren
in den acht Kantonen von 855 gewählten Parlamentsmitgliedern 169 Frauen (19,8%),
wobei die SP mit 50 einmal mehr am meisten Frauen in die kantonalen Legislativen
schickte. Gesamtschweizerisch lag der Frauenanteil in den kantonalen Parlamenten
Ende 1994 bei 21% (1993: 19,1%), wobei sich Genf mit 36% weiterhin an der Spitze
befindet. Glarus bildet mit 7,5% das Schlusslicht. 

Deutlich manifestierte sich auch im Berichtsjahr eine sinkende Wahlbeteiligung, ein
Trend, von dem lediglich der Kanton Waadt leicht abwich. Im Kanton Baselland, wo es
sechs zusätzliche Mandate im Landrat zu verteilen gab, fanden Ergänzungswahlen statt.

WAHLEN
DATUM: 01.01.1994
EVA MÜLLER

Im 200köpfigen Grossen Rat des Kantons Waadt behielten die Bürgerlichen trotz
leichten Sitzverlusten eine solide Mehrheit von 128 Sitzen. Die mächtigste Waadtländer
Partei, die FDP, verlor drei Sitze, die Liberalen einen Sitz. Der CVP gelang es nicht, ihren
Wählerschwund einzudämmen: Ihre Delegation reduzierte sich um die Hälfte auf zwei
Sitze. Die SVP konnte als einzige bürgerliche Partei Mandate zulegen (+2). Gewinne
machten vor allem die SP und die PdA mit je drei zusätzlichen Sitzen. Die Kommunisten,
die vor acht Jahren noch von einer Elimination bedroht waren, konnten ihre Delegation
somit fast verdoppeln. Hingegen mussten die Grünen zwei Sitze abgeben. Insgesamt hat
die links-grüne Minderheit vier Grossräte dazugewonnen. Wiederum konnten auch die
Frauen zulegen; sie verbesserten den Frauenanteil um zehn auf neu 41 Grossrätinnen. 4

WAHLEN
DATUM: 06.03.1994
EVA MÜLLER

Erstmals waren am 1. März nur noch 180 statt 200 Mitglieder in den Waadtländer
Grossen Rat zu wählen. Das bisherige Wahlsystem mit 30 teilweise sehr kleinen
Wahlkreisen, das insbesondere der in ländlichen Gebieten stark verankerten
freisinnigen Partei Vorteile verschafft hatte, wurde auf 21 Wahlkreise, davon 3 in der
Stadt Lausanne, reduziert. Dass das neue Wahlsystem mit weniger, dafür grösseren
Wahlkreisen den kleineren Parteien nützen würde, war von Anfang an klar. Die
Rekordzahl von 855 Kandidatinnen und Kandidaten, wovon je etwa die Hälfte der Linken
und der Rechten zuzuordnen war, bewarben sich im krisengeschüttelten Kanton Waadt
für die 180 Parlamentssitze. Wie erwartet profitierte die Linke am meisten von der

WAHLEN
DATUM: 01.03.1998
URS BEER
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neuen Wahlgeometrie vor allem auf Kosten der Freisinnigen. Der bürgerliche Block
stellt aber immer noch eine satte Mehrheit von 106 (-22) gegenüber 74 linken Sitzen
(+2). Gewinnerinnen der Wahlen waren die kleinen linken Parteien, die vor allem in
ländlichen Gegenden, wo sie teilweise zum ersten Mal Listen präsentierten, zulegen
konnten. Die Grünen vermochten sich von zehn auf 16 Sitze zu steigern, die PdA gewann
fünf weitere Sitze hinzu und ist neu mit 12 Abgeordneten im Grossen Rat vertreten. Die
Verliererin auf linker Seite war die SP, die mit neun Sitzverlusten schlechter abschnitt
als erwartet, sie blieb aber mit 46 Abgeordneten die zweitgrösste Fraktion. Auf
bürgerlicher Seite büsste die FDP 14 Sitze ein, mit 54 Mitgliedern bildet sie allerdings
immer noch die grösste Fraktion. Die Liberalen hielten noch 35 Sitze (-6), die SVP 14 (-
3). Als einzige bürgerliche Partei konnte die CVP einen Sitzgewinn erzielen und ihre
Abordnung auf drei ausdehnen. Dass das alte Wahlsystem insbesondere die FDP
bevorzugt hatte, belegen die folgenden Zahlen: während die FDP gegenüber den
Wahlen von 1994 2,3% an Wählerstimmen einbüssten, verloren sie 4% der Sitzanteile.
Das umgekehrte traf für die Grünen zu: bei einem Stimmenanteil-Gewinn von +1%
konnten sie bei der Sitzverteilung um 3,9% zulegen. Bei den übrigen Parteien sehen die
entsprechenden Werte folgendermassen aus: SP (-4,1% Stimmanteile gegenüber -1,9%
Sitzanteile), PdA (+2,3% gegenüber +3,2%), LPS (-1,9% gegenüber -1,1%), SVP (-0,1%
gegenüber -0,7%), CVP (+0,6% gegenüber +0,7%). Der Vormarsch der Linken brachte
mehr Frauen und mehr Junge ins Parlament, während Frauen in der FDP-Fraktion mit
zu den grössten Verliererinnen gehörten. Insgesamt erhöhte sich die Anzahl
Grossrätinnen von 41 auf 44 Sitze, womit sich der Frauenanteil im Grossen Rat von
20,5% auf 24,4% verbesserte. 5

Die SVP (22), die acht Mandate zulegen konnte, und die Grünen (21) mit fünf
zusätzlichen Sitzen gingen als Siegerinnen aus den Wahlen für den 180-köpfigen
Grossen Rat hervor. Die Liberalen (31) hingegen mussten vier Sitze abtreten, die CVP (2)
einen. Grosse Verliererin war aber die FDP (44), die zehn Mandate einbüsste; noch nie
seit der freisinnigen Machtübernahme 1845 delegierte der "grand vieux parti" so wenige
Abgeordnete. Die stärkste Fraktion stellt neu die SP mit 46 Sitzen. Die PdA verfügt über
12 Abgeordnete; zwei Mandate gingen an Unabhängige und die Liste "Pourquoi pas".
Von der erstmaligen Allianz zwischen SP, Grünen und PdA in allen Wahlkreisen
profitierten nur die Grünen. Der Anteil der Frauen ging leicht auf 23,9% zurück. 6

WAHLEN
DATUM: 03.03.2002
MAGDALENA BERNATH

Der Kanton Waadt verkleinerte auf die Wahlen 2007 hin das Parlament von 180 auf 150
Sitze und vergrösserte die Wahlkreise (10 statt 19). Es wurde erwartet, dass die FDP
deshalb in Schwierigkeiten kommen und die Linke die Mehrheit im Parlament erringen
könnte. Man ging auch davon aus, dass die kleinen Parteien von den grösseren
Wahlkreisen wegen der leichteren Erreichbarkeit des Quorums profitieren würden.
Diskutiert wurde zudem die Frage, ob die Frauen zu Opfern der Sitzreduktion werden
würden. Die Konkurrenz um die Sitze war mit 926 Kandidierenden sehr gross. Bei der
Wahl kam es zu einer starken Erneuerung des Grossen Rates: 56 Bisherige wurden
abgewählt, mehr als ein Drittel der Gewählten waren Neulinge. Dadurch sank auch das
Durchschnittsalter im Parlament. Erklärt wurden die Schwierigkeiten der Bisherigen
unter anderem damit, dass sie sich durch die veränderten Wahlkreise teilweise anderen
Wählern präsentieren mussten. Die Mehrheitsverhältnisse im Rat wurden zwar nicht
zugunsten der Linken umgekehrt, aber doch etwas knapper: Die SP blieb mit neu 39
Sitzen stabil und erreichte einen Wähleranteil von 22,7%, die Grünen (16,0%, 24 Sitze)
konnten 3 Sitze gewinnen. Grosse Siegerin war allerdings die SVP (26 Sitze), die trotz der
Sitzreduktion im Parlament gleich 4 Sitze hinzugewann und 15,6% Wähleranteil
erreichte. Einen herben Verlust erlitt dagegen die FDP (29 Sitze), die 15 Sitze einbüsste.
Auch die Liberale Partei (22 Sitze) verlor 9 Mandate. Eine Niederlage setzte es ebenfalls
für die linke Vereinigung „A gauche toute“ ab, während CVP, EVP und EDU mit einer
gemeinsamen Liste ihren Wähleranteil verdoppeln konnten und zusammen 4 Sitze
erreichten. Die Befürchtung, dass der Frauenanteil durch die Verkleinerung des
Parlamentes sinken könnte, bewahrheitete sich nicht: Die Frauen konnten im Gegenteil
ihren Anteil im Parlament sogar von 23,9 auf 28% steigern. 7

WAHLEN
DATUM: 11.03.2007
SABINE HOHL
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Im Jahr nach den eidgenössischen Wahlen standen in acht Kantonen
Gesamterneuerungswahlen an: in Aargau, Basel-Stadt, Schaffhausen, Schwyz, St.
Gallen, Thurgau, Uri und Waadt. Im Zentrum des Interesses stand unter anderem die
Frage, ob sich die Resultate der nationalen Wahlen – Gewinne für die neue Mitte aus
BDP und GLP, Verluste von FDP, CVP und GP, Stagnation der SVP und Erholung der SP –
auch auf kantonaler Ebene zeigten. Nimmt man alle acht Wahlen zusammen, so lässt
sich der nationale Trend zumindest teilweise wiederfinden: die neue Mitte legte in der
Tat deutlich zu. Die GLP gewann insgesamt 18 zusätzliche Mandate, davon sieben alleine
im Kanton Waadt. Auch die BDP konnte zulegen und total neun zusätzliche Sitze
gewinnen. Allerdings schaffte sie es nur in zwei Kantonen (SG und TG), in denen sie neu
angetreten war, auch zu Mandaten. In den Kantonen Basel-Stadt, Schwyz und Waadt
ging sie hingegen leer aus. Den nationalen Trend widerspiegeln auch die Verluste der
CVP und der GP. In den acht Kantonen verlor die CVP per Saldo sieben Sitze, vier davon
im Kanton St. Gallen. Im Kanton Uri konnte sie ihre Vormachtstellung allerdings mit
lediglich einem Sitzverlust halten. Die Grünen mussten wohl auch aufgrund der Erfolge
der GLP Federn lassen. Per Saldo verlor die Partei zehn Sitze. Trösten konnte sie sich
einzig mit dem Gewinn jeweils eines Sitzes in den Kantonen St. Gallen und Schwyz.
Nicht ganz in das Bild der nationalen Wahlen vom Vorjahr passen die hohen Gewinne
der SP, die Trendumkehr bei der FDP und die teilweise sehr hohen Verluste der SVP. Die
Sozialdemokraten legten per Saldo um elf Sitze zu. In keinem Kanton kam es für die SP
zu Sitzverlusten. Einzig in den Kantonen Aargau und Schaffhausen konnten die
Genossen nicht zulegen. Die FDP konnte sich 2012 per Saldo über einen Sitzgewinn
freuen. Ein verlustreiches Jahr hatte die SVP zu verzeichnen. Nicht weniger als 22
Mandate musste sie in den Kantonen im Berichtsjahr per Saldo abgeben. Im Kanton
Thurgau gab es einen Verlust von zehn Sitzen und in den Kantonen Schwyz und St.
Gallen musste die erfolgsverwöhnte Partei jeweils sechs Mandate abgeben. Freilich
bleibt die Volkspartei in fünf der acht Kantone (AG, SH, SZ, SG, TG) mit teilweise
grossem Abstand stärkste Partei. Ihre Verluste kommen also durchaus auch einer
gewissen Normalisierung gleich. Ihre einzigen verbleibenden kantonalen Sitze verloren
die Schweizer Demokraten im Kanton Aargau. Die SD, die Ende der 1980er Jahre über
50 Sitze in den kantonalen Parlamenten belegten, waren zum Schluss des Berichtsjahres
in keiner einzigen kantonalen Legislative mehr vertreten.

Freilich verdecken die per Saldo-Gesamtresultate die Tatsache, dass kantonale Wahlen
in ihrem jeweiligen Kontext grosse Unterschiede hinsichtlich der Entwicklungen in den
Parteienlandschaften zeitigen können, die im Berichtjahr nicht zuletzt auch dem
Umstand geschuldet sind, dass in drei der acht Kantone (AG, BS, TG) die Wahlen nach
Reformen der Wahlregime durchgeführt wurden (vgl. auch die entsprechende Debatte
im Kanton Schwyz). Dies führte etwa im Kanton Aargau zu einer eigentlichen
Flurbereinigung: waren vor den Wahlen elf Parteien im Grossen Rat, hatten nach den
Wahlen nur noch neun Parteien Mandate. Interessant ist auch das kantonsspezifische
Abschneiden der FDP, die in vier Kantonen neun Sitze gewann (AG, BS, SZ, UR), wobei
das gute Abschneiden auch dem frischen Wind durch den neuen Parteipräsidenten
Philipp Müller zugeschrieben wurde. Die grössten Sitzverluste der Freisinnigen fanden
just in jenen Kantonen statt (SH, VD), in denen die SVP zulegen konnte, wobei im Kanton
Waadt mit der nach den Wahlen stattfindenden Fusion zwischen FDP und LP ebenfalls
eine spezielle Ausgangslage herrschte. Die hohen Verluste der Volkspartei
konzentrierten sich auf jene drei Kantone, in denen sie in den letzten Jahren sehr stark
zugelegt hatte (TG, SG, SZ). Ähnlich wie bei den nationalen Wahlen gingen die
verlorenen Sitze der SVP allerdings nur zu einem Teil an die BDP, welche ihrerseits eher
der CVP das Leben schwer zu machen schien. Die GLP hingegen machte vor allem den
Grünen die Wählerschaft abspenstig. Überall dort wo die GLP zulegen konnte, verlor die
GP (AG, TG, VD), wo die GLP hingegen stagnierte oder nicht antrat (BS, SH, SZ, UR),
musste die GP keine (BS) oder nur leichte Verluste (SH, UR) hinnehmen bzw. konnte
sogar zulegen (SZ); einzige Ausnahme bildete der Kanton St. Gallen, wo sowohl die GP
als auch die GLP Sitze gewannen. Die kleinen Parteien schnitten unterschiedlich ab. Die
EVP konnte ausser im Kanton Basel-Stadt, wo sie aufgrund der neuen Quoren gleich
drei ihrer vier Sitze abgeben musste, ihre Mandate halten (AG, SH, SG). Die EDU konnte
im Kanton Thurgau von den hohen Verlusten der SVP profitieren und um drei Sitze
zulegen und ihre Mandate im Kanton Aargau halten. Kein Erfolg war der EDU in den
Kantonen St. Gallen und Basel-Stadt beschieden. In Schaffhausen resultierte ein
Sitzgewinn während im Kanton Waadt der einzige Sitz verlustig ging. Eine Erstarkung von
links- und rechtsextremen Gruppierungen konnte in den Kantonen Schaffhausen und
Basel-Stadt beobachtet werden. In Schaffhausen scheint sich die Alternative Liste zu
einer ernst zu nehmenden Kraft zu entwickeln, gewann sie doch zwei Sitze und verfügte
neu über Fraktionsstärke. Im Kanton Basel-Stadt sorgte mit Eric Weber ein alter
Bekannter der rechtsextremen Szene für eine Überraschung: mit seiner Volksaktion
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erzielte er auf Anhieb zwei Sitze im Grossen Rat.

Die Betrachtung aller 26 kantonalen Parlamente Ende 2012 vermag die Verschiebungen
im Berichtjahr ein wenig zu relativieren. Rund 80% aller 2559 kantonalen
Parlamentssitze (exklusive AI) befanden sich in der Hand der vier grossen Parteien:
Angeführt von der SVP (544 Sitze, 21,3% aller kantonalen Parlamentssitze), gefolgt von
der FDP (524 Sitze, 20,5%) und der CVP (469 Sitze, 18,3%) verfügten dabei die
bürgerlichen Parteien gesamthaft über eine deutliche Mehrheit. Die SP (460 Sitze;
18,0%) und die GP (191 Sitze, 7,4%) waren hingegen in allen Kantonen auf Unterstützung
angewiesen. Nimmt man alle Kantone zusammen, so war die BDP Ende 2012 in den
kantonalen Legislativen ein wenig stärker verankert (86 Sitze, 3,4%) als die GLP (71 Sitze,
2,7%). Allerdings konzentrierte sich die Stärke der BDP vor allem auf die drei
Gründerkantone (GL: 10 Sitze; BE: 25 Sitze; GR: 26 Sitze).

Zu den Verliererinnen gehörten im Berichtjahr die Frauen. Im Vergleich zu den
Vorwahlen wurden per Saldo 6 Sitze weniger von Frauen besetzt. In fünf Kantonen (BS,
SZ, SG, TG, UR) wurden weniger Frauen gewählt als bei den Wahlen zuvor, in den
Kantonen Basel-Stadt und Schwyz verloren die Frauen sogar je sechs Sitze. Nur in den
Kantonen Aargau (+8 Sitze), Schaffhausen und Waadt (je +1 Sitz) nahm der Frauenanteil
zu. In allen acht Kantonen waren weniger als ein Drittel der Mandate von Frauen
besetzt. Dies war – werden alle 26 Kantone betrachtet – Ende 2012 lediglich in Zürich
(60 von 180 Sitzen) und in Basel-Landschaft (32 von 90 Sitzen) der Fall. Insgesamt lag die
Frauenquote in allen kantonalen Parlamenten zusammen bei 25,1% und war damit im
Vergleich zum Vorjahr (25,3%) erneut leicht zurückgegangen.

In sechs der acht Kantone hatte die Wahlbeteiligung im Vergleich zu den letzten
Gesamterneuerungswahlen zugenommen. Einzig in den Kantonen Waadt und Thurgau
war die Partizipation rückläufig. In den Kantonen Aargau und Thurgau nahm dabei nicht
einmal ein Drittel der Bürgerinnen und Bürger ihr Wahlrecht wahr. Im Schnitt
beteiligten sich im Berichtjahr 41,4% an den Parlamentswahlen, wobei die
Partizipationsrate von 31,9% (AG) bis 54,0% (SH) variierte. 8

Zum zweiten Mal nach 2007 wurden die Wahlen für den Grand Conseil im Kanton
Waadt nach dem revidierten System durchgeführt. Mit der neuen Kantonsverfassung
waren die Sitzzahl (150) und die Anzahl Bezirke (10) verkleinert worden. Das neue System
erlaubte, dass der Wohnort eines Bewerbers nicht im Bezirk liegen mussten, für
welchen er kandidierte. Diese „parachutage“ genannte und durchaus auch
wahltaktisches Potential bergende Regel machten sich 33 Kandidierende zu Nutze,
darunter auch Nationalrat Jacques Neirynck (cvp) und Claude Béglé (cvp). Insgesamt
stritten sich 979 Personen um die 150 Mandate, wovon rund ein Fünftel (32 Sitze) nicht
von Bisherigen verteidigt wurde. Die Zahl der Kandidierenden und der Listen variierte
dabei entsprechend der unterschiedlichen Sitzzahl zwischen den Wahlkreisen.
Während die Bürgerlichen bei den Regierungswahlen zu keiner Allianz fanden – die FDP,
die LP und die SVP kämpften gegen die Mitte-Liste aus CVP, BDP, EDU und GLP (siehe
unten) – gab es Bezirke, in denen sich alle bürgerlichen Parteien auf einer gemeinsamen
Liste präsentierten. In den meisten Bezirken trat die „Aliance du Centre“ allerdings
ohne SVP und FDP mit einer gemeinsamen Liste aus BDP-, GLP-, CVP-, EVP- und/oder
EDU-Kandidierenden an. In einzelnen Bezirken verbanden sich die GP und die SP und
auch die FDP und die SVP gingen einzelne Listenverbindungen ein. Die FDP, die zum
Zeitpunkt der Wahlen im Kanton Waadt noch nicht mit der LP fusioniert hatte (siehe
dazu Teil IIIa), trat in zehn der dreizehn Bezirken bereits als PLR.Les Libéraux-Radicaux,
also gemeinsam mit der LP, auf. In den Bezirken mit einer grossen Sitzzahl traten neben
den arrivierten Parteien auch La Gauche als Zusammenschluss extremer linker Parteien
(PdA, Alternative, Point de départ, SolidaritéS), die Piratenpartei, der im Kanton Waadt
weniger erfolgreiche Mouvement Citoyens (MCVD), Vaud libre, die Wikicratie oder die
„Parti de rien“ an. Da Links-Grün geeinter auftrat und vor allem die SP bei den
nationalen Wahlen im Herbst 2011 zulegen konnte, wurde für das linke Lager ein Erfolg
prognostiziert. Allerdings vermuteten die Auguren einen ähnlichen Ausgang wie bei den
nationalen Wahlen – sprich: Veränderungen vor allem innerhalb der Blöcke.

Entgegen den Prognosen konnte die Mitte auf Kosten des links-grünen Lagers zulegen.
Die „Alliance du Centre“ kam neu auf elf Sitze. Vier Sitze wurden von CVP-Vertretern
und sieben Sitze durch die GLP besetzt. Damit war die GLP eigentliche Wahlsiegerin,
hatte sie doch vor den Wahlen vier Sitze von ursprünglich als FDP-Vertreter gewählten
Abgeordneten inne. Leer gingen die EVP, die BDP und die EDU aus. Letztere verlor somit
ihren bisherigen Sitz. Die zahlreichen verschiedenen Listenverbindungen lassen eine
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Aussage über die Wählerprozente nur bedingt zu. Werden die Parteistärken der fünf
Alliance-Parteien addiert, ergibt sich ein Wert von 9,5%. Auch die SP konnte sich im
Vergleich zu den Wahlen 2007 über den Gewinn von zwei zusätzlichen Mandaten freuen
(neu: 41 Sitze; inkl. der Mischliste in Aigle mit der PdA: 26,0%); da die Grünen aber
gleichzeitig fünf Sitze (neu 19 Sitze, 12,6%) und La Gauche einen Sitz (neu 4 Sitze; exkl.
Mischliste in Aigle mit der SP: 2,8%) einbüssten, musste Links-Grün insgesamt Federn
lassen. Zu lediglich marginalen Verschiebungen kam es im rechtsbürgerlichen Block. Die
SVP (neu 27 Sitze, 17,1%) konnte um einen Sitz zulegen, während die FDP zusammen mit
der LP im Vergleich zu vor den Wahlen einen Sitz einbüsste (neu: 47 Sitze, 30,1%).
Während der Legislatur war es freilich bereits zur Abspaltung von vier Abgeordneten
der FDP zur GLP gekommen. Vaud Libre konnte ihren 2007 unter dem Label „Riviera
Libre“ gewonnen Sitz halten (1,1%). Die 41,7% der Wahlberechtigten, die an die Urne
gingen, wählten eine Frau mehr in den Rat als vor fünf Jahren (2007: 29,3%
Frauenanteil; 2012: 30%). 9

150 représentantes et représentants au Grand conseil ont été désignés par les
citoyennes et citoyens vaudois. Les Verts, le PLR, le PS et l'UDC ont déposé une liste
dans chaque arrondissement et sous-arrondissement. Les Vert'libéraux ont présenté
des candidates et candidats dans les districts d'Yverdon, Lavaux-Oron, Nyon et dans le
sous-arrondissement de Vevey. Les listes d'Ensemble à Gauche ont été posées dans les
cercles électoraux d'Aigle, Lausanne-Ville, Romanel, Lavaux-Oran et dans l'Ouest
Lausannois. Dans le Gros-de-Vaud, la Vallée, à Yverdon, Lavaux-Oron, Nyon et Vevey,
figurait une liste de l'Alliance du Centre (AdC) qui regroupait les partis PDC, Vaud Libre,
le PBD, l'UDC et le PEV. Au total, ce sont 82 listes qui ont été déposées, incluant celles
de petits partis politiques ou alliances dans la bataille. Le bureau électoral de Lausanne
a dû invalider une liste UDC, regroupant des candidats dissidents, qui portait la même
dénomination que la liste UDC comportant les candidats sortants, puisqu'il est interdit
par la loi d'avoir deux listes du même nom. 
Les partis centristes se sont ralliés dans plusieurs arrondissements pour pouvoir
atteindre le quorum de 5% et ainsi récolter des mandats. Leur slogan «cohatiforce»
mêlait les mots cohésion, créativité et force. Les Vert'libéraux, souhaitant faire alliance
avec le PLR et l'UDC pour l'élection du Grand Conseil, avaient refusé de s'y joindre. Le
PLR ayant refusé leur demande, les Vert'libéraux ont fait liste commune avec les autres
partis centristes dans les arrondissements de Lausanne, Romanel, Ouest Lausannois,
Aigle et Morges. Dans le Gros-de-Vaud, les Vert'libéraux se sont associés avec le Parti
pirate et les Indépendants. Le parti écologiste de droite espérait maintenir ses sept
sièges. Les Verts, l'UDC et le PLR souhaitaient obtenir trois sièges supplémentaires.
Dans son programme, l'UDC prônait une politique davantage nataliste et pour se faire,
des mesures fiscales en faveur des familles. Elle recommandait une alimentation saine
et militait en faveur de l'introduction d'un système de bonus pour une bonne hygiène
de vie dans l'optique de réduire les primes d'assurance-maladie. La Gauche radicale
visait l'occupation de six sièges. Une quinzaine de militants d'Ensemble à Gauche, pour
dénoncer la pénurie de logements lausannois, ont tenté de s'entretenir, sans succès,
avec le direction d'une agence immobilière. Le PS désirait trois ou quatre mandats
additionnels. 
Concernant les budgets de campagne, le PLR mettait à disposition 300'000 francs pour
la campagne du Grand conseil et 225'000 francs pour le Conseil d'Etat. Le PS engageait
100'000 francs pour la précampagne, puis 250'000 pour le premier et 120'000 pour le
second tour pour le Conseil d'Etat. Les Verts avaient 180'000 francs pour l'élection des
deux pouvoirs. Pour le Parti agrarien, c'étaient les sections de districts qui couvraient
les dépenses. Sur les différents stands de campagne des partis politiques, certains ont
joué sur des gadgets avec des logos, d'autres ont distribué des fruits et légumes ou
offert des raclettes à la population. Au vu de l'agenda, les partis politiques ont amplifié
leur mobilisation, craignant une désertion des urnes. En effet, il n'y avait pas de
votations fédérales en parallèle de l'élection des autorités. De plus, les vacances de
Pâques et le jeu de collégialité des six ministres sortants risquaient d'anesthésier la
campagne électorale. Le PS a invité ses sympathisants à voter par téléphone, l'UDC a
envoyé du courrier à son électorat, les Verts et le PLR ont recouru aux mails et aux
newsletters. 
Pour les 150 sièges, c'étaient donc 302 femmes et 596 hommes qui étaient en course.
La proportion de femmes était de 33.6%, ce sont les socialistes et les Verts qui
proposaient le plus de candidatures féminines, à défaut de l'UDC et du PLR. 121
sortantes et sortants se représentaient. L'enjeu de cette élection résidait dans la
question de savoir si la droite obtiendrait la majorité absolue, soit 76 sièges au
parlement cantonal. Les partis centristes, avec leurs 12 sièges, jouaient le rôle de
faiseurs de rois et avaient l'intention, en consolidant leur alliance, de renforcer leur
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rôle de pivot dans les débats. 

La droite ne parvient pas à former une majorité absolue au parlement cantonal, à la
réjouissance de la gauche. Elle comptabilise 74 sièges comme en 2012. Le PLR gagne 2
sièges et occupe maintenant 49 sièges (+2.9 points de pourcentage de suffrages).
L'UDC en perd 2 et ne possède plus que 25 fauteuils ( -1.2 point de pourcentage). La
gauche, regroupant le PS, les Verts et la Gauche-POP-SolidaritéS perd un siège (plus
que 63) au profit du centre. Le PS perd 4 sièges, il en a alors 37 (-2.4 points de
pourcentage). Les Verts passent de 19 sièges à 21. La Gauche radicale gagne un siège et
en comptabilise 5. Les Vert'libéraux, le PDC et Vaud libre consolident leur rôle de
faiseurs de rois avec un siège supplémentaire pour le centre. Les Vert'libéraux
conservent leurs 7 sièges (2.3%), le PDC perd 2 sièges et en a encore 2, Vaud libre a
maintenant 4 représentants contre 1 auparavant. Sur les 121 sortantes et sortants, 97
siégeront dans la prochaine législature. Il y a 47 députées, soit 2 femmes de plus qu'en
2012. La participation a été de 38.9%. Ainsi, comme dans l'ancienne législature, le
parlement cantonal reste en mains bourgeoises. 10

Le Conseil des Etats s'est penché sur le projet de la CIP-CE faisant suite aux initiatives
cantonales (14.316 et 14.307) visant l'autonomie cantonale en matière de procédure
électorale. Le débat sur l'entrée en matière a suscité de nombreuses discussions. Le
résultat de la procédure de consultation a été à maintes reprises mobilisé pour
soutenir la divergence de positions entre les cantons. La question de la garantie des
droits fondamentaux inscrits dans la Constitution aux articles 8 et 34 a également été
soulevée. Une comparaison avec la procédure électorale du Conseil national a
également été faite, pour dénoncer l'ingérence du Tribunal fédéral dans l'organisation
et les procédures électorales cantonales. L'entrée en matière a été finalement décidée
par 26 voix contre 14. 
Le débat s'est poursuivi lors de la discussion par article. L'alinéa 1bis ajouté à l'article
39 Cst sur proposition de la majorité de la commission est approuvé par 24 voix contre
16. Au vote d'ensemble, le projet de la CIP-CE est alors adopté par 26 voix contre 15. Les
représentantes et représentants des cantons de Vaud, de Neuchâtel, du Jura, de Bâle-
Ville et de Bâle-Campagne ont voté selon la position de leur canton lors de la procédure
de consultation, à savoir contre une modification constitutionnelle ou en faveur de la
proposition de la minorité. Robert Cramer (verts, GE) et Paul Rechsteiner (ps, SG) ont
statué, comme leur canton, en faveur de la proposition de la minorité. Daniel Jositsch
(ps, ZH) a défendu la position du canton de Zurich en faveur de la proposition de la
minorité, a contrario de Ruedi Noser (plr, ZH). Finalement, Pascale Bruderer Wyss (ps,
AG), Hans Stöckli (ps, BE) et Roberto Zanetti (ps, SO) n'ont pas représenté l'avis de leur
canton, en votant contre le projet de la commission. Sous l'angle partisan, sept des huit
parlementaires contre le projet, sont socialistes. Ces derniers ont supporté l'avis de
leur parti. C'est au tour du Conseil national de se prononcer sur le projet. 11
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Mit dem 2013 an der Urne befürworteten Raumplanungsgesetz (RPG) waren die Kantone
beauftragt worden, innert fünf Jahren ihre Richtpläne zu überarbeiten. Bis zur
Genehmigung der kantonalen Richtpläne durch den Bund sieht das Gesetz ein
Bauzonenmoratorium vor; eine neue Einzonung verlangt demnach die gleichzeitige
Auszonung einer mindestens gleich grossen Fläche. Das Bundesgericht kam in seinem
Urteil zum Bauzonenmoratorium vom Oktober 2015 zum Schluss, dass den Kantonen
wenig Spielraum bleibe, um ein solches zu umgehen. Konkret hatte sich die oberste
Gerichtsinstanz mit dem Thema zu beschäftigen, weil das Freiburger Kantonsgericht im
Vorjahr die Einzonung einer grossen Parzelle bewilligt hatte und nun umstritten war, ob
das Moratorium auch für Beschwerdefälle gelte, die vor Inkrafttreten des Gesetzes
bereits hängig waren. Das Bundesgericht vertrat die Ansicht, dass viele Kantone, der
Kanton Freiburg eingeschlossen, über zu grosse Bauzonen verfügten und es absehbar
sei, dass die Behörden in naher Zukunft etliche Rückzonungen beschliessen müssten,
was in der Regel teuer und schwer durchsetzbar sei. Das im Gesetz statuierte
Moratorium sei von überwiegendem öffentlichem Interesse und gelte demnach auch für
diese Fälle.
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Im Mai des Folgejahres bewertete das Bundesgericht auch eine Neueinzonung ohne
entsprechende zeitgleiche Auszonung im Kanton Waadt als unzulässig. Die Waadtländer
Behörden hatten die Neueinzonung als dringlich eingestuft – was eine Aufschiebung
der notwendigen Auszonung möglich machen würde –, da mit einer
Unternehmensexpansion zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden könnten. Das
Bundesgericht vertrat die Ansicht, dass Einzonungen aus diesen Gründen nicht in
jedem Fall als dringlich bewertet werden können und verneinte im konkreten Fall die
Dringlichkeit. 12

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Als Postulat überwiesen wurde eine Motion von Nationalrat und Helsana-Präsident
David (cvp, SG), welcher den Bundesrat verpflichten wollte, die binnenmarktlichen
Hindernisse für neue Vertriebsformen im Medikamentenhandel aufzuheben (Mo.
98.3147). Die Helsana betreibt seit dem letzten Jahr im solothurnischen Zuchwil eine
Versand-Apotheke (MediServiceAG), von der aus sie ihre Kunden direkt beliefert. Die
Apotheker des Kantons Solothurn reichten dagegen Beschwerde ein, blitzten beim
Verwaltungsgericht aber ab, worauf sie ihre Einsprache ans Bundesgericht weiterzogen,
wo sie allerdings erneut unterlagen. Aber auch die MediServiceAG bemühte die Richter
in Lausanne. Sie verlangte vergeblich die aufschiebende Wirkung für ein neues
Reglement des Kantons Waadt, das seit Januar die Postzustellung von Medikamenten
verbietet. Die Interkantonale Kontrollstelle für Heilmittel (IKS) möchte im neuen
Heilmittelgesetz grundsätzlich ein Verbot des Versandhandels von Medikamenten
vorsehen. Ausnahmen sollten nur möglich sein, wo sehr strenge Auflagen (ärztliches
Rezept, Beratung und Überwachung) gewährleistet sind; ob dies auf die MediServiceAG
zutreffen würde, liess die IKS offen. Eine etwas andere Betrachtungsweise nahm die
Eidg. Kartellkommission ein. Ende Jahr befand sie, alle Kantone sollten den
Versandhandel mit Medikamenten zulassen, da jede andere gesetzliche Regelung dem
Binnenmarktgesetz zuwiderlaufe.
Praktisch unkontrollierbar läuft der Versandhandel mit rezeptpflichtigen oder sogar
verbotenen Medikamenten über Internet ab. Die Behörden stehen diesen Angeboten
meist machtlos gegenüber und können nur darauf reagieren, wenn der Anbieter seine
Identität preisgibt 13
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